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§ 36
Der Werktätige kann gegen die Kündigung, fristlose 

Entlassung bzw. den Aufhebungsvertrag innerhalb von 
14 Tagen nach Zugang der Kündigung oder Entlassung 
bzw. nach Abschluß des Aufhebungsvertrages Einspruch 
bei der Konfliktkommission bzw. der Kammer für Ar­
beitsrechtssachen des Kreisgerichts erheben.

§37
Die Wahl und Berufung von Werktätigen

(1) Die Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
kann durch Wahl oder Berufung erfolgen, soweit es in 
gesetzlichen Bestimmungen oder in Statuten der gesell­
schaftlichen Organisationen vorgesehen ist. Diese Ar­
beitsrechtsverhältnisse enden durch Zeitablauf oder Ab­
berufung.

(2) Abberufungen sind grundsätzlich unter Einhal­
tung einer Frist von mindestens einem Monat auszu­
sprechen. Eine Abberufung ohne Einhaltung einer Frist 
ist nur zulässig, wenn schwerwiegende Gründe es er­
forderlich machen.

(3) Bei Abberufungen ist die zuständige betriebliche 
Gewerkschaftsleitung zu hören. Diese Regelung gilt 
nicht bei Abberufungen, die durch die Volkskammer, 
den Staatsrat, den Ministerrat und die örtlichen Volks­
vertretungen erfolgen.

(4) Einen Antrag des Werktätigen auf Abberufung 
ist zu entsprechen, wenn die beiderseitigen Interessen 
sie rechtfertigen.

§38
Die Beurteilung

(1) Der Betrieb ist verpflichtet, beim Ausscheiden 
eines Werktätigen aus dem Betrieb über dessen Tätig­
keit, Leistungen und Verhalten eine Beurteilung anzu- 
ferligen.

(2) Die Beurteilung ist dem Werktätigen zur Kennt­
nis zu geben und auf Verlangen auszuhändigen. Ist er 
mit der Beurteilung nicht einverstanden, so kann er 
bei der Konfliktkommission bzw. der Kammer für Ar­
beitsrechtssachen des Kreisgerichts Einspruch erheben.

4. K a p i t e l  

L o h n  u n d  P r ä m i e

Allgemeine Grundsätze
§39

(1) Das materielle Interesse der Werktätigen an einem 
hohen Nutzeffekt der Arbeit wird nach dem Grundsatz 
„Alles was der Gesellschaft nützt, muß auch für den 
Betrieb und den einzelnen Werktätigen vorteilhaft 
sein“, insbesondere durch den Arbeitslohn und die 
Prämie verwirklicht.

(2) Lohn und Prämie müssen darauf hinwirken, daß 
die Werktätigen hohe Planaufgaben übernehmen und 
erfüllen. Die Gestaltung von Lohn und Prämie muß 
dazu beitragen, die Durchführung der wissenschaftlich- 
technischen Revolution, insbesondere die Verwirk­
lichung der Rationalisierungsmaßnahmen und die Qua­
lifizierung der Werktätigen, zu fördern sowie den volks­
wirtschaftlich zweckmäßigsten Arbeitskräfteeinsatz zu 
unterstützen. Durch eine enge Verbindung von mate­

riellen und moralischen Anreizen ist auf die Heraus­
bildung des sozialistischen Bewußtseins der Werktätigen 
und die sozialistische Gemeinschaftsarbeit einzuwirken.

(3) Für die Arbeit und den Lohn der Werktätigen gilt 
das sozialistische Grundprinzip „Jeder nach seinen 
Fähigkeiten — jedem nach seiner Leistung“. Der Arbeits­
lohn wird nach dem ökonomischen Gesetz der Vertei­
lung nach der Arbeitsleistung festgesetzt. Er ist die 
Hauptform der persönlichen materiellen Interessiert­
heit und wichtigste Einkommensquelle der Werktätigen. 
Seine Höhe wird durch die erforderliche Qualifikation, 
die Kompliziertheit der Arbeitsaufgaben, die Erfüllung 
der Arbeitsnormen und anderer beeinflußbarer Lei­
stungskennziffern sowie in Abhängigkeit von der ge­
leisteten Arbeitszeit bestimmt.

(4) Prämien werden zusätzlich zum Lohn für die Er­
reichung hoher ökonomischer Ergebnisse des Betriebes 
unter Berücksichtigung des Anteils der Kollektive und 
einzelnen Werktätigen am erreichten Ergebnis sowie für 
hervorragende Einzelleistungen gewährt.

(5) Die Steigerung der Arbeitsproduktivität und die 
Erhöhung des Nutzeffektes der Arbeit ist die Voraus­
setzung für die Entwicklung von Lohn und Prämie.

(6) Neben Lohn und Prämie stellt der sozialistische 
Staat in planmäßig wachsendem Umfang Mittel für die 
Berufsausbildung, die gesundheitliche und soziale Be­
treuung, für Kultur und Sport sowie für andere gesell­
schaftliche Zwecke zur Verfügung. Werktätige mit Kin­
dern erhalten Kindergeld und andere Vergünstigungen.

§40
(1) Jeder Werktätige hat unabhängig von Alter, Ge­

schlecht, Nationalität, Rasse und Religion das Recht auf 
gleichen Lohn für gleiche Arbeitsleistung.

(2) Das Tarifsystem muß entsprechend den Erforder­
nissen der wissenschaftlich-technischen Revolution so 
entwickelt werden, daß es den wachsenden Anforde­
rungen an die Qualifikation der Werktätigen Rechnung 
trägt und die den volkswirtschaftlichen Erfordernissen 
entsprechende Qualifizierung der Werktätigen fördert.

(3) Die Lohnbedingungen (Lohn- und Gehaltssätze, 
Grundsätze für die Eingruppierung der Arbeitsaufgaben 
und für Lohnformen) und die Grundsätze der Prä­
miierung für die Bereiche der Volkswirtschaft bzw. In­
dustriezweige sind auf der Grundlage der gesetzlichen 
Bestimmungen in Rahmenkollektivverträgen zu regeln.

§41
Der Betriebsleiter ist für die Durchsetzung des ökono­

mischen Gesetzes der Verteilung nach der Arbeits­
leistung, den effektiven Einsatz der Lohn- und Prä­
mienfonds, die produktivitätswirksame Gestaltung von 
Lohn und Prämie, die volkswirtschaftlich begründete 
Entwicklung des Verhältnisses von Arbeitsproduktivität 
und Durchschnittslohn sowie für die Lohndisziplin ver- 
anl wörtlich.

§42
Die Eingruppierung

(1) Die Arbeitsaufgabe ist nach den Arbeitsanforde­
rungen auf der Grundlage der geltenden Eingruppie­
rungsunterlagen unter Mitwirkung der Werktätigen in 
eine Lohn- bzw. Gehaltsgruppe einzugruppieren. Die 
Arbeitsaufgabe ist ein Teil der betrieblichen Gesamt­
arbeit, die entsprechend der betrieblichen Arbeitsteilung


